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1. Einleitung 

Der Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (VBEW) bedankt sich beim 
Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr für die Möglichkeit, im Rahmen 
der Verbandsanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 
(Bayerischer Bau-Turbo) Stellung zu nehmen. 

Der VBEW ist das Sprachrohr der bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft, deren moderne 
und innovative Unternehmen für eine verlässliche, nachhaltige und regionale Daseinsvorsorge 
stehen. Mit über 400 Mitgliedsunternehmen repräsentiert der VBEW die gesamte 
Akteursvielfalt der bayerischen Strom-, Gas-, Fernwärme-, Wasser- und Abwasserwirtschaft. Zu 
den Mitgliedsunternehmen zählen kleine, mittlere und große Energie- und 
Wasserversorgungsunternehmen in kommunaler, privater und genossenschaftlicher 
Trägerschaft. 

2. Ausgangslage 

Mit dem neuen Zieljahr 2045 für die Erreichung der Klimaneutralität hat sich Bayern eine 
weiterhin ambitionierte Aufgabe gesetzt. Die bayerische Energiewirtschaft leistet dazu einen 
zentralen Beitrag: Rechnerisch decken erneuerbare Energien bereits rund 57 Prozent des 
bayerischen Stromverbrauchs. Bei der Stromerzeugung selbst lag Bayern 2024 mit 75 Prozent 
erneuerbarer Erzeugung bundesweit weit vorne. Bereits heute sind über 32 Gigawatt PV-
Leistung in mehr als 1,3 Millionen PV-Anlagen installiert. 

Bei einer exponentiell wachsenden Einspeisung muss das Stromnetz in Zeiten der 
Energiewende gleichzeitig in der Lage sein, das erhoffte Wachstum der Wirtschaft 
sicherzustellen, indem es die erforderlichen Anschlüsse für Industrie, Rechenzentren, 
Ladeinfrastrukturen der Elektromobilität sowie Speicheranlagen bereitstellt. 

Auch die mit dem Bayerischen Bau-Turbo bezweckte Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
– sowohl durch Neubau als auch durch den Aus- und Umbau des Baubestands – erfordert 
Netzverstärkungen und Netzausbau. Dies gilt insbesondere dort, wo im Zuge von 
Umnutzungen, Aufstockungen und Nachverdichtungen zusätzliche Verbrauchslasten (z. B. 
Wärmepumpen, Wallboxen) und dezentrale Einspeiseanlagen (insbesondere PV) 
hinzukommen. 

Hierfür braucht es auch auf Landesebene einen verlässlichen ordnungspolitischen Rahmen, der 
sicherstellt, dass die Netzkapazität als aktuell knappes Gut für Einspeisende und Verbrauchende 
zukünftig in ausreichendem Umfang und im Interesse des Allgemeinwohls zur Verfügung steht. 

Mit § 14d Abs. 10 EnWG hat der Bundesgesetzgeber die dafür erforderlichen Weichen gestellt 
und ausdrücklich festgelegt, dass die Errichtung und der Betrieb von 
Elektrizitätsverteilernetzen im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen 
Gesundheit und Sicherheit dienen. Bis die Stromversorgung nahezu treibhausgasneutral ist, ist 
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der beschleunigte Ausbau des Verteilernetzes einschließlich der für den Betrieb notwendigen 
Anlagen als vorrangiger Belang in jede Schutzgüterabwägung einzubringen. 

Der Bayerische Bau-Turbo bietet die Gelegenheit, diese bundesgesetzliche Wertung 
konsequent in die Bayerische Bauordnung (BayBO) zu überführen. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die vom Gesetzgeber gewollte Beschleunigung des Wohnungsbaus nicht durch 
fehlende Netzanschlusskapazitäten und langwierige bauordnungsrechtliche Verfahren für die 
zwingend erforderliche Netzinfrastruktur ausgebremst wird.   

3. Änderungsbedarf zu Gunsten von sog. Kompaktstationen 

Die Bayerische Bauordnung wird dem oben beschriebenen Anliegen aktuell nicht vollständig 
gerecht. Die vom Bayerischen Bau-Turbo bezweckte Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
durch Neubau sowie durch Aus- und Umbau des Baubestands erfordert regelmäßig 
Netzverstärkungen und Netzausbau – und damit die Errichtung von Kompakt-
/Ortsnetzstationen. Deren Einsatz ist insbesondere dort zu erwarten, wo im Rahmen des „Bau-
Turbos" Bestandsgebäude umgenutzt oder aufgestockt werden und – wie im Regelfall – 
zusätzlich PV-Anlagen errichtet werden. Gerade in diesen Konstellationen sichern 
Kompaktstationen im gemeindlichen und kleinstädtischen Bereich die Aufnahme der dezentral 
erzeugten Strommengen und die zuverlässige Versorgung neuer Verbrauchsanlagen. 

3.1. Technische Merkmale von sog. Kompaktstationen 

Bei Kompaktstationen handelt es sich um Anlagen, die 
• den technischen Platzbedarf auf das erforderliche Mindestmaß begrenzen, 
• eine sichtbare Höhe von in der Regel ca. 1,70 bis 2 Meter aufweisen und 
• aufgrund ihrer Bauart nicht von Menschen betreten werden können. 

3.2. Bauordnungsrechtliche Einordnung 

Art. 6 BayBO verlangt, dass vor Gebäuden und vor Anlagen mit sogenannter gebäudegleicher 
Wirkung Abstandsflächen freizuhalten sind. Diese Abstandsflächen müssen grundsätzlich auf 
dem Grundstück selbst liegen und betragen in der Regel mindestens drei Meter.  

Kompaktstationen sind nicht als Gebäude zu qualifizieren, da sie nicht von einem erwachsenen 
Menschen in aufrechter Haltung betreten werden können und auch keine üblichen 
Eintrittsmöglichkeiten aufweisen. 

Als Maßstab dafür, ob Kompaktstationen eine gebäudegleiche Wirkung zukommt, kann die 
Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes herangezogen werden. Danach ist 
bei der Beurteilung, ob von einer Anlage Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, in erster 
Linie auf die körperliche bzw. optische Wirkung der Anlage im Raum abzustellen. Maßgeblich 
ist, ob die Anlage auf das Bedürfnis der Nachbarschaft nach ausreichender Belichtung, 
Belüftung und Besonnung sowie nach Schutz vor optischer Beengung und Wahrung der 
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Privatsphäre in gleicher Weise und Intensität einwirken kann wie ein Gebäude (vgl. BayVGH, 
NVwZ-RR 2009, 992). 

Angesichts ihrer geringen Höhe und ihres kompakten Volumens erreichen Kompaktstationen 
diese Wirkungsintensität ersichtlich nicht. Gleichwohl entstehen in der Praxis regelmäßig 
Auslegungs- und Vollzugsunsicherheiten, die den Netzausbau verzögern. 

3.3. Wertungswiderspruch zu bestehenden Ausnahmen der BayBO 

Der bayerische Gesetzgeber stellt mehrfach klar, dass vergleichbare oder deutlich größere 
Anlagen keine gebäudegleiche Wirkung entfalten oder ohne Abstandsflächen zulässig sind – 
etwa Wärmepumpen und ihre Einhausungen bis 2 m Höhe (Art. 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 BayBO), 
Garagen und Gebäude ohne Aufenthaltsräume bis 3 m Wandhöhe und 9 m Länge (Art. 6 Abs. 
7 Satz 1 Nr. 1 BayBO) sowie gebäudeunabhängige Solaranlagen in gleichen Dimensionen (Art. 
6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BayBO). 

Kompaktstationen bleiben in ihren Ausmaßen und ihrer nachbarschaftlichen Wirkung deutlich 
hinter diesen bereits privilegierten Vorhaben zurück. Eine ausdrückliche Freistellung ist daher 
folgerichtig und systemkonform. 

3.4. Notwendigkeit einer ausdrücklichen gesetzlichen Klarstellung 

Die praktische Relevanz zeigt sich exemplarisch an einer dem VBEW bekannten 
Rechtsauffassung eines bayerischen Landratsamtes zu einer geplanten Kompaktstation.  

Danach wurde: 

• die geplante Kompaktstation als Anlage mit gebäudegleicher Wirkung eingestuft, 

• das Vorhaben unter keine der in Art. 6 BayBO normierten Ausnahmen bzw. 
Privilegierungen subsumiert und daher im Ergebnis als abstandsflächenpflichtig 
behandelt, 

• lediglich der Weg über eine Abweichung nach Art. 63 BayBO von den gesetzlichen 
Abstandsflächen aufgezeigt. 

Dieses Beispiel verdeutlicht die Konsequenzen der bestehenden Regelungslücke: 
Netzbetreiber sind gezwungen, für jede einzelne Kompaktstation ein zusätzliches, 
ergebnisoffenes Abweichungsverfahren zu durchlaufen und werden gleichzeitig 
baurechtlichen Nachbarschutzklagen ausgesetzt, zu denen die nicht eindeutige Rechtslage 
beiträgt.  

Auch die Rechtsprechung zur gebäudegleichen Wirkung ist uneinheitlich und stark 
einzelfallabhängig. Im Interesse der Energiewende ist eine ausdrückliche gesetzliche 
Klarstellung im Rahmen des Bayerischen Bau-Turbos daher geboten. 

Darüber hinaus besteht ohne eine entsprechende ausdrückliche Aufnahme die Gefahr, 
abweichender zivilgerichtlicher Entscheidungen (§§ 823 II, 1004 BGB iVm Art. 6 BayBO). Dem 
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VBEW ist auch insoweit ein laufendes Verfahren vor einem bayerischen OLG bekannt, in dem 
ein Nachbar Abwehransprüche gegen die Kompaktstation eines Netzbetreibers geltend 
macht. Dies erinnert an die Entscheidung des OLG Nürnberg aus dem Jahr 2015 in Sachen 
Wärmepumpe, die eine Änderung der BayBO zur Folge hatte. 

Das führt zu 

• erhebliche Verzögerungen beim Netzausbau und damit unmittelbar auch beim 
Anschluss neuer Wohnbau-, PV- und Ladeinfrastrukturvorhaben, 

• zusätzlichem Aufwand bei den Genehmigungsbehörden, Verwaltungs-und 
Zivilgerichten und den Versorgungsunternehmen, 

• Planungs- und Investitionsunsicherheit für die betroffenen Versorgungsunternehmen. 

3.5. Bundesrechtliche Wertung als weiteres Argument 

Die vorgeschlagene Freistellung fügt sich zudem nahtlos in die bundesrechtliche Wertung 
des § 14d Abs. 10 EnWG ein, wonach Errichtung und Betrieb von Elektrizitätsverteilernetzen 
einschließlich der für den Betrieb notwendigen Anlagen im überragenden öffentlichen 
Interesse liegen und als vorrangiger Belang in Schutzgüterabwägungen einzustellen sind. 
Kompaktstationen sind unverzichtbare Bestandteile dieses Verteilernetzes. 

4.  Konkreter Formulierungsvorschlag für sog. Kompaktstationen 

4.1. Geltende Fassung 

Art. 6 Abstandsflächen, Abstände 
 
(1) ¹Vor den Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden 
freizuhalten. ²Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von 
Gebäuden ausgehen, gegenüber Gebäuden und Grundstücksgrenzen. ³Satz 2 gilt 
insbesondere nicht für 

1. Antennen und Antennen tragende Masten für den Mobilfunk und den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im Außenbereich, 

2. Windenergieanlagen im Außenbereich, 
3. ebenerdige Terrassen und 
4. Wärmepumpen und zugehörige Einhausungen mit einer Höhe bis zu 2 m über der 

Geländeoberfläche. 
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4.2. Vorschlag zur Neufassung (Ergänzungen fett/kursiv) 

Art. 6 Abstandsflächen, Abstände 
 
(1) ¹Vor den Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden 
freizuhalten. ²Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von 
Gebäuden ausgehen, gegenüber Gebäuden und Grundstücksgrenzen. ³Satz 2 gilt 
insbesondere nicht für 

1. Antennen und Antennen tragende Masten für den Mobilfunk und den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im Außenbereich, 

2. Windenergieanlagen im Außenbereich, 
3. ebenerdige Terrassen, 
4. Wärmepumpen und zugehörige Einhausungen mit einer Höhe bis zu 2 m über der 

Geländeoberfläche, 
5. nicht betretbare Transformatorenstationen oder gleichwertige elektrische Anlagen, 

insbesondere zur örtlichen Versorgung oder zur Aufnahme und Einspeisung von 
erneuerbaren Energien, bis zu einer Höhe von 2 m über der Geländeoberfläche und 
einem sichtbaren Raumvolumen von max. 20 m³ 

5. Fazit sog. Kompaktstationen 

Der VBEW begrüßt ausdrücklich das Ziel des Bayerischen Bau-Turbos, den Wohnungsbau in 
Bayern zu beschleunigen und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Dieses Ziel kann jedoch 
nur erreicht werden, wenn parallel die für Wohnungsbau, Wärmewende, Elektromobilität und 
den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien erforderliche Verteilnetzinfrastruktur ohne 
unnötige bauordnungsrechtliche Hürden errichtet werden kann. 

Die vorgeschlagene Ergänzung des Art. 6 Abs. 1 Satz 3 BayBO um nicht betretbare 
Transformatorenstationen ist 

• rechtssystematisch konsequent, weil sie sich in die bestehenden Ausnahmen einreiht, 
• im Einklang mit der bundesrechtlichen Wertung des § 14d Abs. 10 EnWG und 
• ein wirksamer Beitrag zur Beschleunigung sowohl des Wohnungsbaus als auch des 

Netz- und Energiewendeausbaus. 

Mit der Aufnahme dieser Ergänzung in die Novelle kann Bayern zentrale Punkte des jüngst 
von der Bundesregierung beschlossenen Programms für Aufschwung und Beschäftigung 
proaktiv und konsequent im Landesrecht flankieren. Darin wird unter Ziffer 16 angesichts der 
eingangs geschilderten Herausforderungen bezüglich der Netzkapazität verkündet, dass bis 
Ende des Jahres ein Verteilnetzpaket auf den Weg gebracht werden soll, um den 
Realisierungszeitraum für Netzprojekte zu halbieren. 
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6. Ergänzender Regelungsbedarf für sog. Schrankanlagen der 

Gasnetzbetreiber 

Auch im Gasbereich existieren Anlagen, die hinsichtlich ihrer technischen Merkmale (vgl. Ziffer 
3.1) mit den beschriebenen Kompaktstationen der Stromnetze unmittelbar vergleichbar sind: 
die sogenannten Schrankanlagen – kleinere Gasdruckregel- und Messanlagen (GDRM-
Anlagen), die als kompakte, nicht betretbare Schrankvariante ausgeführt werden. 

Schrankanlagen sind – ebenso wie Kompaktstationen – nicht betretbar, weisen ein begrenztes 
Bauvolumen auf und entfalten keine nachbarschaftsrelevante optische oder körperliche 
Wirkung im Sinne der Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes (vgl. Ziffer 
3.3). Auch für sie ergeben sich daher in der Praxis die gleichen bauordnungsrechtlichen 
Unsicherheiten hinsichtlich der Frage einer gebäudegleichen Wirkung nach Art. 6 BayBO. 

7. Konkreter Formulierungsvorschlag für sog. Schrankanlagen 

(Ergänzungen fett/kursiv) 

Art. 6 Abstandsflächen, Abstände 
 
(1) ¹Vor den Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden 
freizuhalten. ²Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von 
Gebäuden ausgehen, gegenüber Gebäuden und Grundstücksgrenzen. ³Satz 2 gilt 
insbesondere nicht für 

1. Antennen und Antennen tragende Masten für den Mobilfunk und den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im Außenbereich, 

2. Windenergieanlagen im Außenbereich, 
3. ebenerdige Terrassen, 
4. Wärmepumpen und zugehörige Einhausungen mit einer Höhe bis zu 2 m über der 

Geländeoberfläche,  
5. nicht betretbare Transformatorenstationen oder gleichwertige elektrische Anlagen, 

insbesondere zur örtlichen Versorgung oder zur Aufnahme und Einspeisung von 
erneuerbaren Energien, bis zu einer Höhe von 2 m über der Geländeoberfläche und 
einem sichtbaren Raumvolumen von max. 20 m³ und 

6. nicht betretbare Gasdruckregel- und Messanlagen oder gleichwertige gastechnische 
Anlagen, insbesondere zur örtlichen Versorgung mit Erdgas oder Wasserstoff, bis zu 
einer Höhe von 2 m über der Geländeoberfläche und einem sichtbaren Raumvolumen 
von max. 20 m³. 

8. Fazit sog. Schrankanlagen  

Im Zuge der anstehenden (teilweisen) Netztransformation hin zu einer Wasserstoffwirtschaft 
ist jedoch mit einer erheblichen Zahl an Gasnetzum- und -ausbauten („netzverstärkende 
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Maßnahmen") zu rechnen. Insbesondere bei der Entflechtung der Erdgas- und 
Wasserstoffnetze wird der Neubau von GDRM-Anlagen – und damit auch von Schrankanlagen 
– wieder häufiger erforderlich werden. 
 
Der VBEW bittet das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, die 
vorgelegten Formulierungsvorschläge im weiteren Gesetzgebungsverfahren aufzugreifen. Für 
vertiefende Gespräche stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 
 

München, 13.07.2026 

 

 

Florian Mattner 
Hauptgeschäftsführer 
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